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Im Jahr 2019 fällte der Internationale 
Gerichtshof (International Court of 
Justice – ICJ) als oberstes Rechtspre-

chungsorgan der Vereinten Nationen drei 
Urteile und erließ ein Rechtsgutachten. 
Zudem fasste er 14 Beschlüsse, von de-
nen jedoch lediglich einer von inhaltli-
cher Bedeutung war.

Die Rechtsprechung

Im Folgenden wird auf die drei Urteile, 
das Rechtsgutachten sowie auf einen Be-
schluss im Einzelnen eingegangen, der 
von hoher inhaltlicher Bedeutung war.

Iran gegen die USA 
Am 13. Februar 2019 entschied der 

ICJ im Fall zu bestimmten iranischen 
Vermögenswerten zu den vorgelagerten 
Einwendungen, dass das Gericht größ-
tenteils zuständig sei. Iran hatte in die-
ser Sache im Jahr 2016 geklagt, weil die 
USA wegen der angeblichen Verstrickung 

Rechtsfragen
Internationaler Gerichtshof  |  Tätigkeit 2019

n  Niederlage für Großbritannien zum Chagos-Archipel
n  Ukraine gegen Russland
n  Neues Verfahren gegen Myanmar

Irans in terroristische Aktivitäten Voll-
streckungsmaßnahmen unter anderem 
gegen die iranische Zentralbank einge-
leitet hatten. Dadurch würden die USA 
den Freundschaftsvertrag mit Iran aus 
dem Jahr 1955 verletzen. 

Gutachten zum Chagos-Archipel
Am 25. Februar erließ der Gerichts-

hof sein von der UN-Generalversamm-
lung erbetenes Gutachten zu den Rechts-
folgen der Abtrennung des Chagos- 
Archipels von Mauritius im Jahr 1965. 
Beim Chagos-Archipel handelt es sich um 
das letzte noch verbliebene britische Über-
seegebiet im Indischen Ozean. Um die 
Hauptinsel Diego Garcia 1971 für eine 
US-Militärbasis verpachten zu können, 
wurde die chagossianische Bevölkerung 
zwangsumgesiedelt. Deren Nachfahren le-
ben heute unter anderen auf Mauritius.

Die Anfrage der Generalversammlung 
beinhaltete zwei Fragen: Zum einen 
sollte der ICJ klären, ob der Dekolonia-
lisierungsprozess von Mauritius recht-

mäßig abgeschlossen wurde, als Mauri-
tius im Jahr 1968 die Unabhängigkeit 
erlangte, der Chagos-Archipel jedoch bei 
Großbritannien verlieb. Zum anderen 
fragte sie nach den völkerrechtlichen 
Konsequenzen, die sich aus der fortwäh-
renden britischen Verwaltung des Ar-
chipels ergeben, insbesondere im Hin-
blick auf das Unvermögen von Mauri- 
tius, die Einwohner des Archipels zu-
rücksiedeln zu können.

Der ICJ stellte in seinem fast einstim-
mig ergangenen Gutachten fest, dass 
Großbritanniens Herrschaft über den 
Archipel gegen das Selbstbestimmungs-
recht der Völker verstoße. Hierbei habe 
es sich auch schon im Jahr 1968, als 
Mauritius die Unabhängigkeit erlangte, 
um Völkergewohnheitsrecht gehandelt. 
Zur Begründung stützte sich der ICJ auf 
eine Reihe von UN-Resolutionen. Um die 
Dekolonialisierung endlich abzuschließen, 
müsse die Inselgruppe nun so rasch wie 
möglich an Mauritius zurückgegeben 
werden. Dazu müssten alle Staaten – 
also auch die USA, für die Diego Garcia 
der strategisch wichtigste Militärstütz-
punkt im Indischen Ozean ist – koope-
rieren, da das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker eine Erga-omnes-Verpflich-
tung darstelle. Hierbei handelt es sich um 
Rechtspflichten, deren Nichterfüllung 
von jedem Völkerrechtssubjekt unabhän-
gig vom Bestehen eines Vertragsverhält-
nisses gerügt werden kann.

Katar gegen die Vereinigten 
Arabischen Emirate

Im Verfahren Katar gegen die Verei-
nigten Arabischen Emirate zur Anwen-
dung des Internationalen Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung (International 
Convention on the Elimination of All 
Forms of Racial Discrimination – ICERD) 
wurde am 14. Juni 2019 der Antrag Ka-
tars auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung abgelehnt. 

Anlass für das Verfahren ist die Blo-
ckade Katars seit dem Jahr 2017 durch 
diverse arabische Staaten, die dem Staat 
Terrorunterstützung und die enge Bezie-
hung zu Iran vorwarfen. Durch diese 
Blockade, so Katar, würde die katari-
sche Bevölkerung im Sinne des Interna-
tionalen Übereinkommens zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskrimi- 

Auf dem größten der Korallenatolle des Chagos-Archipels, Diego Garcia, befindet sich im 
nordwestlichen Teil eine große Luft- und Kommunikationseinrichtung des britischen und 
amerikanischen Militärs.   Foto: FLICKR/NASA Johnson (CC BY-NC 2.0) 
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nierung diskriminiert, unter anderem in 
Form von Ausweisungen und Einreise-
verboten.

Im Jahr 2018 hatte der ICJ dem An-
trag Katars auf eine einstweilige Anord-
nung insoweit stattgegeben, als er die 
Vereinigten Arabischen Emirate anwies, 
Familien wieder zu vereinen, Studieren-
den den Fortgang des Studiums zu er-
möglichen und betroffenen Katarerinnen 
und Katarern den Zugang zu Rechts-
schutz zu gewähren sowie von Verhal-
ten abzusehen, das den Konflikt ver-
schärfen oder ausweiten könnte.

Die Vereinigten Arabischen Emirate 
hatten nunmehr gefordert, dass Katar 
eine parallele Beschwerde an den Aus-
schuss für die Beseitigung der Rassen-
diskriminierung (Committee on the Eli-
mination of Racial Discrimination –  
CERD) zurückzieht, um die prozedura-
len Rechte der Vereinigten Arabischen 
Emirate zu wahren und den Konflikt 
nicht weiter zu verschlimmern. 

Weiterhin verhindere Katar selbst, dass 
die Vereinigten Arabischen Emirate der 
einstweiligen Anordnung aus dem Jahr 
2018 Folge leisten können, zum Beispiel 
dadurch, dass Katar den Zugriff auf die 
Webseite beschränke, mit der katarische 
Bürgerinnen und Bürger sich bei den Ver-
einigten Arabischen Emiraten um eine 
Rückkehrgenehmigung bewerben kön-
nen. Der ICJ sah hier indes keinen An-
lass, über diese Fragen bereits vor Erlass 
des Endurteils im Wege einer einstweili-
gen Anordnung zu entscheiden.

Indien gegen Pakistan
Am 17. Juli 2019 erging das Urteil im 

Jadhav-Verfahren zwischen Indien und 
Pakistan. Indien beschuldigte seinen 
Nachbarstaat, im Rahmen der Festnah-
me und des Verfahrens – resultierend in 
einer Verurteilung zum Tode durch ein 
Militärgericht – gegen einen indischen 
Staatsangehörigen das Wiener Überein-
kommen über konsularische Beziehun-
gen verletzt zu haben. Indien sei erst mit 
großer Verspätung über die Festnahme 
von Kulbhushan Sudhir Jadhav benach-
richtigt worden. Dieser sei nicht über 
sein Recht auf konsularischen Beistand 
informiert worden. Trotz wiederholter 
Aufforderungen verweigere Pakistan den 
Zugang zu dem Gefangenen, von dem 
Todesurteil habe Indien lediglich durch 

eine Presseerklärung erfahren. Im Jahr 
2017 ordnete der ICJ gegenüber Pakis-
tan bereits an, alle verfügbaren Maß-
nahmen zu ergreifen, um sicherzustel-
len, dass Jadhav nicht hingerichtet wird, 
bevor das Gericht in der Sache endgültig 
entschieden hat.

Nunmehr befand der ICJ, dass Pakis-
tan seine Pflichten aus Artikel 36 des 
Wiener Übereinkommen über konsula-
rische Beziehungen verletzt hat. Pakistan 
hätte Indien über die Festnahme infor-
mieren und Jadhav über seine Rechte in 
Kenntnis setzen müssen. Als Wiedergut-
machung müsse Pakistan nun das Ver-
fahren und die Verurteilung von Jadhav 
mit Mitteln seiner Wahl effektiv über-
prüfen und neu bewerten.

Ukraine gegen Russland
Am 8. November 2019 erging ein ers-

tes prozessuales Urteil im Verfahren zur 
Anwendung des Internationalen Über-
einkommen zur Bekämpfung der Finan-
zierung des Terrorismus (International 
Convention for the Suppression of the 
Financing of Terrorism) und des ICERD, 
das die Ukraine gegen Russland einge-
leitet hatte.

In dem höchst politischen Verfahren 
beruft sich die Ukraine zur Begründung 
der Gerichtsbarkeit auf die beiden zuvor 
genannten Übereinkommen. Russland 
habe durch Waffenlieferungen und sons-
tige Unterstützung für prorussische Se-
paratisten im Donbass gegen das Inter-
nationale Übereinkommen zur Bekämp- 
fung der Finanzierung des Terrorismus 
verstoßen. Russland hingegen besteht 
darauf, am Konflikt in der Ostukraine 
nicht beteiligt zu sein. Außerdem wirft 
die Ukraine Russland eine Diskriminie-
rung der ukrainischen Bevölkerung so-
wie der Krimtatarinnen und -tataren 
auf der Krim-Halbinsel vor.

In diesem ersten Urteil bestätigte der 
Internationale Gerichtshof größtenteils 
die Zulässigkeit der Klage. Im Gegen-
satz zum früheren Verfahren gegen 
Russland, das Georgien bezüglich des 
russisch-georgischen Krieges im Jahr 
2008 unter dem ICERD eingeleitet hat-
te, dann aber aus Zuständigkeitsgrün-
den per Prozessurteil für beendet er-
klärt wurde, hat die ukrainische Klage 
also die materielle Phase der Begrün-
detheit erreicht.

Neue Verfahren

Im Jahr 2019 wurden zwei neue Verfah-
ren beim ICJ anhängig gemacht.

Im Juni wurde durch eine Vereinba-
rung zwischen Guatemala und Belize ein 
Grenzstreit zwischen den beiden Staa-
ten dem ICJ übertragen. Im November 
klagte Gambia – im Auftrag der Orga-
nisation der islamischen Zusammenar-
beit (OIC) – gegen Myanmar auf Grund-
lage des Übereinkommens über die Ver- 
hütung und Bestrafung des Völkermords 
wegen der ›Säuberungsmaßnahmen‹ und 
Massenvertreibung der mehrheitlich mus-
limischen Rohingya-Minderheit im Jahr 
2017. Gambia argumentiert, hierbei hand-
le es sich um Völkermord. Insgesamt sind 
damit momentan 17 Verfahren beim ICJ 
anhängig.

Institutionelles 

Im Jahr 2019 gab es – nach einigen 
durchaus turbulenteren Jahren (vgl. VN, 
4/2019, S. 184) – keinerlei Änderungen 
auf der Richterbank.

Ausblick

Am 23. Januar 2020 erging im Völker-
mordverfahren gegen Myanmar eine 
einstweilige Anordnung. Myanmar wur-
de einstimmig dazu verpflichtet, alle in 
seiner Macht stehenden Maßnahmen zu 
ergreifen, um Akte im Sinne des Über-
einkommens über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermords gegen die 
Rohingya zu unterbinden. Dabei geht es 
auch gerade um solche, die durch sein 
Militär oder sonstige bewaffnete und 
staatlich gelenkte oder beeinflusste Ein-
heiten durchgeführt werden. Weiterhin 
müsse Myanmar die Zerstörung von Be-
weismitteln für derartige Handlungen 
verhindern.

Elisa Freiburg-Braun 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Elisa Freiburg-Braun, Internationaler 
Gerichtshof: Tätigkeit 2018, VN 4/2019, 
S. 183f., fort.)


